Tagungsbericht

im Februar 2011


Von der Deklaration zur Umsetzung – Schutz und Förderung der kulturellen Vielfalt in der Schweiz

(bf) Am 25. Januar 2011 fand in der Universität Zürich die Tagung «Von der Deklaration zur Umsetzung – Schutz und Förderung der kulturellen Vielfalt in der Schweiz» statt. Wie Heinz Gutscher – Präsident der SAGW – in seiner Einleitung darlegte, befasst sich die SAGW schon seit mehreren Jahren mit dem Schwerpunkt Sprachen und Kulturen, in früheren Jahren lag der Fokus auf den Sprachen (Stichworte nationale Wörterbücher / Mehrsprachigkeit), nun erfolgt mit dieser Tagung eine Akzentverschiebung zum Thema «Kultur». Mit einer weiteren Veranstaltung am 10. November 2011 mit dem Titel «Kreativität, Innovation und Diversity Management» werden wir dieses Thema weiterverfolgen. 

Im Folgenden wird kurz auf die verschiedenen Referate eingegangen, welche die vielen Facetten der kulturellen Vielfalt, und was darunter verstanden wird, aufzeigen. 

Mira Burri vom Institut für Europa- und Wirtschaftsvölkerrecht führte in ihrem Beitrag aus, welche juristische und politische Bedeutung das «UNESCO-Übereinkommen über den Schutz und zur Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen» für die Schweiz hat. Vom rein rechtlichen Standpunkt aus gesehen hat die Konvention keinen starken Charakter; es gibt weder bindende Pflichten noch Sanktionsmöglichkeiten oder ein effizientes Streitschlichtungsverfahren und auch einklagbare Rechte für das Individuum fehlen gänzlich. In internationaler politischer Hinsicht hingegen kann die Konvention vielerlei Auswirkungen haben. Sie kann als Deckmantel für eine protektionistische Handelspolitik dienen und so z.B. den kulturellen Sektor vor Liberalisierungen schützen. Yves Fischer, stellvertretender Direktor des Bundesamts für Kultur, wies im Anschluss an die Einführung von Mira Burri auch auf die bereits vorhandenen innenpolitischen Auswirkungen der Konvention hin; zum Beispiel bei der Umsetzung des Kulturförderungsgesetzes.  

Über den Zusammenhang von Migration und kultureller Vielfalt referierte Janine Dahinden, Professorin für transnationale Studien der Universität Neuenburg. Dahinden erörterte, wie im Laufe der Zeit der Begriff der Kultur sowohl als Barriere als auch als Ressource für die Integration verwendet wurde; «die Kultur» diente also sowohl als Instrument für Inklusion als auch für Ausschluss. Bei diesen beiden Denkfiguren wird aber Kultur als alle Unterschiede in einer Gesellschaft erklärendes Phänomen verwendet, andere Kriterien werden ausser Acht gelassen. Kritisiert wird an diesem Konzept auch, dass Kultur als etwas unveränderliches angesehen wird und nur anhand von ethno-nationalen Linien definiert wird. Dahinden führte daraufhin das so genannte Grenzziehungsparadigma ein, welches Unterschiede und Hierarchien in einer Gesellschaft nicht aufgrund von objektiven kulturellen Unterschieden erklärt, sondern anhand von sozialen Prozessen, die zu einer bewussten Grenzziehung und damit zur Gruppenbildung führen. Diese Grenzen sind historische Produkte und können sich verschieben oder gar auflösen; eine solche Veränderung ist aber ein langwieriger und schwieriger Prozess, denn oft steht Macht und Dominanz hinter einer solchen Grenzziehung, so Dahinden.

Peter Schaber, Lehrstuhlinhaber für angewandte Ethik an der Universität Zürich, stellte sich in seinen Ausführungen die Frage, welche Bedeutungen und Auswirkungen die eigene Kultur für eine Person hat und welche Bedeutung der kulturellen Vielfalt in einem Staat und dessen Bürgern zukommt. Für Schaber weist die Kultur die Menschen an, wie sie ihr Leben im Hinblick auf sich selber und in Bezug auf Mitwelt und Natur ausgestalten können. Kulturen bilden einen Sinnzusammenhang und besitzen verschiedene Elemente, die nur den Personen desselben Kulturkreises verständlich sind. In der Folge kommt es zur Bildung von kulturellen Gemeinschaften, in denen eine Person von ihren Mitmenschen verstanden wird. Der Zugang zu mehreren Kulturen ist mit Schwierigkeiten verbunden, weil die verschiedenen Sinnzusammenhänge und dazugehörigen Praktiken komplex sind und nicht von heute auf morgen erlernt werden können. Was bedeutet das nun für die kulturelle Vielfalt in einem Staat? Zum einen schafft kulturelle Vielfalt Zugehörigkeitsmöglichkeiten und Teilhabe für alle Personen; sie ermöglicht es aber auch, dass sich die Kulturen wandeln, sich gegenseitig befruchten und verschiedene Elemente übernehmen. Für die staatlichen Akteure bedingt dies die Notwendigkeit einer Intervention zugunsten einer bestimmten kulturellen Ausdrucksweise, falls eine soziale Gruppe diese Ausdrucksform als essentiell betrachtet, so Schaber. 

Auf das Verhältnis von Kultur und Bildung ging Walter Herzog, Institut für Erziehungswissenschaften der Universität Bern, in seinem Vortrag «Bildung und Kultur: Alte Vorstellungen und neue Herausforderungen» ein. Herzog vertritt die Ansicht, dass die Schule als Institution eine eigene Kultur hat. Diese zeichnet sich u.a. durch einen autoritativen Stil (hohe Sensibilität, wenig Kontrolle), Fokussierung auf das Kollektiv der Schulklasse und eine Feminisierung (Mädchen erbringen bessere Leistungen, viele Lehrkräfte sind Frauen) aus. Die Schule hat folglich auch ihre eigenen Normen und Werte. 

Eine wichtige Leistung der Schule besteht für Herzog in der Emanzipation und Überwindung von traditionellen kulturellen Elementen (z.B. Geschichtsunterricht ohne Nationalismen). 

Über kulturelle Vielfalt und gesellschaftliche Innovation referierte Sandro Cattacin von der Universität Genf. Dieser erörterte, dass bottom-up Innovation nicht aus dem «Nichts» heraus geschehen kann; sie benötigt dafür geeignete Rahmenbedingungen. Ein günstiger Kontext ist gegeben, wenn die Regeln in der Gesellschaft diskutiert werden können und es dadurch auch zu Brüchen kommt und wenn die Gesellschaft selber heterogen ist und dynamische Entwicklungen fördert. Die kulturelle Vielfalt ist also ein gutes Pflaster für Innovation – doch wie lässt sich diese messen? Cattacin verweist dafür auf mehrere Indikatoren wie etwa den «Tech Pole Index», welcher ein Mass für die Konzentration und das Wachstum der Spitzenindustrie darstellt, den «Gay Index», der die Offenheit einer Stadt/einer Gegend misst oder den Anteil der creative class an der Gesamtbevölkerung. Beispiele für Städte, in denen diese Faktoren gegeben sind, sind etwa Berlin oder London. 

Otfried Jarren, Ordinarius am Institut für Publizistikwissenschaft und Medienforschung der Universität Zürich, berichtete über das Spannungsfeld, in welchem sich die Medien in der Schweiz befinden und über den Beitrag der Medien zur kulturellen Vielfalt. Die Schweizer Medienlandschaft ist einerseits durch Regionalismen und Mehrsprachigkeit geprägt, andererseits gibt es nur eine geringe Nutzung anderssprachiger Medienangebote aus dem eigenen Land, die gleichsprachigen Medienangebote aus den Nachbarstaaten haben jedoch einen sehr hohen Marktanteil. Da Medien eine kultur- und identitätsstiftende Funktion ausüben – durch ihre Inhalte, durch das Ermöglichen der Teilhabe an politischen und kulturellen Debatten, durch die Überwindung geographischer Räume etc. – ist eine Angebots- und Informationsvielfalt und der Zugang dazu von Nöten, was durch eine geeignete Medienstrukturpolitik bereit gestellt werden soll. Diese stösst aber in der Schweiz bald einmal an ihre Grenzen; dies nicht zuletzt aufgrund des internationalen Kontexts, in welchem durch internationale Abkommen, wie etwa im Rahmen des GATTS, die Förderpolitik für die Medien stark eingeschränkt wird.

Im Anschluss an die Referate fanden zwei parallel durchgeführte Workshops zu den Themen «Bildung» und «Medien» statt. 

Workshop «Bildung»: Eine Geschichte zur erfolgreichen Integration

Den Workshop zum Thema Bildung leitete Peter Sigerist, Zentralsekretär Ressort Bildung beim Schweizerischen Gewerkschaftsbund, mit einem Referat zur Bildungs- und Integrationsinstitution «Ente per la formazione, la riqualificazione professionale e la ricerca» (ECAP) ein. Diese Organisation basierte zum grossen Teil auf Freiwilligenarbeit und verfolgte ursprünglich das Ziel, den italienischen (männlichen) Saisonniers die berufliche Grundausbildung in Abend- und Wochenendkursen als Nachholbildung zu ermöglichen. Mit der Veränderung der Migration über die letzten Jahrzehnte änderte auch die Organisation ihre Ziele und Massnahmen: heute sind unter den Kursteilnehmenden Personen aus 130 Herkunftsländern vertreten, die Mehrheit davon sind Frauen und die Finanzierung erfolgt heute im Wesentlichen durch die öffentliche Hand und basiert nicht mehr auf Freiwilligenarbeit.

Danach drehte sich die Diskussion u.a. um die Stellung der vier Landessprachen gegenüber dem Englischen; um die Anforderungen an die interkulturelle Pädagogik oder auch um die Chancenungleichheit in der Schule, welche oft nur auf die Kulturzugehörigkeit zurückgeführt wird und nicht mehr durch weitere Kategorien zu erklären versucht wird.

Kulturelle Vielfalt – ein breites Feld

Am abschliessenden Podiumsgespräch nahmen Quirin Zink (Leiter HR Novartis Research Europe), Ruedi Noser (Unternehmer und Nationalrat FDP) und Janine Dahinden teil. Für die Novartis stellen die verschiedenen Herkunftsländer und Kulturen der Angestellten klar eine Ressource und nicht ein Problem dar; diese Vielfalt spielt auch bei der Erschliessung neuer Märkte eine grosse Rolle. Ruedi Noser bestätigte diese Aussage, indem er darauf hinwies, dass die Schweiz auf Migration angewiesen ist, wenn sie ihren Wohlstand und ihre Lebensqualität halten will. Zudem würden sich die Personen, die evtl. heute als problematisch angesehen werden wohl in Zukunft zum grössten Teil ebenfalls sozial und wirtschaftlich etablieren, so wie es den Italienischen und Spanischen Zuwanderern gelungen ist.
Auf die unterschiedlichen Diskurse, die sich im Hinblick auf Migration bei Hochqualifizierten und im weniger qualifizierten Bereich ergeben, wies Janine Dahinden hin. Zudem sind auch die Diskussionen in den Bereichen Wissenschaften und Politik sehr unterschiedlich gefärbt. Diese Aussage wurde bestätigt und darüber hinaus wies Noser darauf hin, dass viele Politiker auf die Probleme im Migrationsbereich hinweisen, aber keine Lösungen aufzeigen. Der Wissenschaft würde kaum mehr Gehör geschenkt, sondern eher als Störung empfunden.

Walter Leimgruber – Vorstandsmitglied der SAGW – resümierte , dass die kulturelle Vielfalt, wie aufgezeigt, ein sehr breites Feld ist; zum einen geht es um die innenpolitische Dimension und um die Umsetzung der UNESCO-Konvention in der Schweiz. Dieser Aspekt der kulturellen Vielfalt wird als unproblematisch wahrgenommen und wird auch geschätzt und als Markenzeichen der Schweiz verkauft. Die globale kulturelle Vielfalt in der Schweiz hingegen wird (noch) kaum geschätzt und nicht als schützenswert wahrgenommen. Politik und Gesellschaft haben es bislang nicht geschafft, eine Basis zu schaffen, damit wir mit dieser Vielfalt und dem Fakt, dass die Schweiz eine Migrationsgesellschaft geworden ist,  ebenso selbstverständlich umgehen können.
Quelle: http://www.sagw.ch/de/sagw/veranstaltungen/follow-up-2011/fu-kv2011.html


